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Einführung in die Problematik 

Anlass und Gegenstand der Untersuchung 
Der Grundsatz der Privatautonomie und dessen Geltung und Position ist so 
selbstverständlich, dass das Gesetzbuch ihn nicht mehr ausdrücklich erwähnen muss. 
Dazu gehört in erster Linie die freie Vereinbarung von Hauptleistungen und 
Preisabreden. Auch Leistungsmodalitäten und sonstige Vertragsbedingungen haben 
zwischenzeitlich immer mehr an Bedeutung gewonnen. Insbesondere wenn keine 
gesetzlichen Regelungen vorhanden sind, müssen die Vertragsparteien entsprechende 
Bestimmungen in ihren Vertrag einbringen. Dies ist jedoch nur das Idealbild, das 
heutzutage im Massenverkehr kaum noch durchsetzbar ist. Statt einer gesonderten 
individuellen Aushandlung legen Unternehmen ihren Kunden meist das von ihnen 
erstellte vorformulierte Klauselwerk, sog. Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB), 
vor. 
AGB sind heutzutage ein wesentliches Instrumentarium für Unternehmen, um im 
Rechtsverhältnis mit dem Verbraucher wesentliche Rechte und Pflichten, sowie 
sonstige Vertragsbedingungen festzustellen. Aus der wirtschaftlichen und 
intellektuellen Unterlegenheit resultiert die Schutzbedürftigkeit des Verbrauchers, die 
den Anlass der Verbraucherpolitik und des besonderen Verbraucherrechts bildet. Der 
Verbraucherschutz ist eine der rechtspolitisch wichtigsten Programme der EU, der 
seinen Niederschlag in zahlreichen Richtlinien1 gefunden hat. 
Diese Dissertation verfolgt das Ziel, das AGB-Recht in Verbraucherverträgen in 
Deutschland sowie auf der EU-Ebene aufzuzeigen, einerseits den Rechtsrahmen 
rechtstheoretisch zu analysieren, andererseits gemäß dem Maßstab der 
Inhaltskontrolle AGB im Bankgeschäft zu überprüfen. Denn die Gefahr einer Störung 
der Vertragsparität bei Bankverträgen ist besonders groß. Ich werde mich in meiner 
Untersuchung vor allem auf den Kernbereich der Entgelt- bzw. 
Entgeltanpassungsklauseln konzentrieren. Schlussendlich wird zum Entwurf neuer 
AGB-rechtlichen Vorschriften anhand der bestehenden Regelungen im chinesischen 
Vertragsgesetz (CVG) Stellung genommen und eine mögliche Überführung in ein 
zukünftiges chinesisches bürgerliches Gesetzbuch erläutert. Diese Dissertation soll 
somit zur Kontrolle und Klauselgestaltung der AGB beitragen und damit den 
Verbraucherschutz in China verbessern. 
Verbraucherverträge auf der Grundlage von Verträgen mit vorformulierten 
Vertragsbedingungen sind in China im Massenverkehr weit verbreitet und damit 
insgesamt von praktischer Relevanz. Die Verwendung von AGB vermeidet lange und 
teure Verhandlungen, was Rationalisierungsvorteile mit sich führt, die allerdings 
rechtliche Bedenken mit sich bringen. Diese Dissertation ist deswegen höchst relevant, 
da sie darauf aufmerksam macht, wie Entgeltklauseln – insbesondere in der 
bankgeschäftlichen Praxis – durch die dort verwendeten AGB häufig nicht 
entsprechend dem Gesetz, dem aktuellen Stand der Rechtsprechung und Literatur 
ausgestaltet sind. Zur Wiederherstellung der Waffengleichheit der Teilnehmer am 
Markt ist es deswegen notwendig, eine Art externe Kontrolle durch richterliche 
Intervention bei geschlossenen Verträgen zuzulassen.  
In der Realität ist außerdem zu beobachten, dass Marktteilnehmer ihre AGB in der 
Regel nicht selber erstellen. Entweder übernehmen sie Klauselwerke von einem 
                                                 
1 Wie z. B: Richtlinie 84/450/EWG über irreführende Werbung; Richtlinie 97/7/EG über den 
Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz; Richtlinie 93/13/EWG über 
mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen; Richtlinie 1999/44/EG über 
Verbrauchsgüterkauf und Garantien für Verbrauchsgüter. 
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Wirtschaftsverband, oder mehrere Unternehmen erstellen gemeinsam AGB, um 
branchenweit allgemein geltende Musterbedingungen aufzustellen. Der 
offensichtliche Vorteil bei der Methode ist die Kostenersparnis. Darüber hinaus sind 
dann evtl. alle Vertragsbedingungen in der ganzen Branche einheitlich. Angesichts 
dessen, dass sich die Unternehmerseite zusammenschließt, ist es dann notwendig, 
einen Verband oder mehrere zu gründen, die das Interesse von Verbrauchern 
repräsentieren und eine Verbandsklage nach dem deutschen Unterlassungsklagegesetz 
ins chinesische Recht einzuführen. 
Mit dem Bankentgelt ungetrennt verknüpft war in der deutschen Rechtsprechung die 
Differenzierung von kontrollfreier Preishauptabrede und kontrollunterworfener 
Preisnebenabrede. Trotz allerlei Kritik aus der Literatur sind die Entscheidungen des 
BGH von dieser Unterscheidung geprägt, obwohl eine gegenläufige Tendenz 
zwischenzeitlich immer erkennbarer geworden ist. Es ist allgemein anerkannt, dass 
derartige AGB nicht der Inhaltskontrolle unterliegen, welche die Leistung 
beschreiben, das Entgelt bestimmen, oder gesetzliche Regelungen wiederholen.2 Die 
Unterscheidung von Leistungsbestimmungsklauseln und Preisabreden hat nur 
systematisierende Bedeutung. Diese zwei Arten von Vertragsbedingungen sind von  
ihrer Natur her gleich. In dieser Untersuchung werden sie auch nicht getrennt geprüft. 
Im Bankgeschäft stehen die Entgeltklauseln im Mittelpunkt, weswegen die folgende 
Untersuchung sich vor allem mit den Entgeltabreden befassen wird. 
Beim Bankvertrag handelt es sich in der Regel um einen langfristigen Vertrag, der 
daher auch als Dauerschuldverhältnis klassifizierbar ist. Auch wird hierbei den 
Vertragsparteien durch einen Anpassungsmechanismus ermöglicht, den Vertrag an 
veränderte Umstände anzupassen. Hiermit wird die Interessengerechtigkeit nicht nur 
bei Vertragsabschluss, sondern auch nachträglich gewährleistet. Mittels einer präzisen 
Analyse wird in dieser Dissertation dann auf das „ob und wann“ bzw. das „wie“ der 
Entgeltanpassung eingegangen, unter zusätzlicher Berücksichtigung und Prüfung der 
AGB-rechtlichen Voraussetzungen. 
Auf deutscher Seite mangelt es keineswegs an Untersuchungen, sowohl über die 
AGB-Kontrolle, als auch über den Verbraucherschutz. Trotz der dichten Literatur ist 
festzustellen, dass vorhandene Aufsätze oder Monographien meist nur eine 
umfassende Grundvorstellung über die von der EU entwickelten Richtlinien, 
entsprechend ihrem Verbraucherschutzrechtsprogramm, liefern. Eine systematische 
Abhandlung über die AGB-Kontrolle, die sich vor allem auf das Kreditgeschäft 
beschränkt und anschließend – in Verbindung mit der im Kreditbereich üblichen 
Praxis, bei welcher Verbrauchern kaum Verhandlungsmöglichkeiten zur Verfügung 
gestellt werden – die branchenüblichen AGB-Klauseln analysiert, eine 
Inhaltskontrolle vornimmt und Gestaltungsvorschläge gibt, findet sich momentan 
noch nicht. Hierzu vermag diese Dissertation einen Beitrag zu leisten. 
Auf chinesischer Seite befinden sich AGB-rechtliche Vorschriften vor allem im 
chinesischen Vertragsgesetz. Vorgesehen sind vor allem der Begriff der 
Formularklausel, das Prinzip zur Auslegung und der Maßstab der Inhaltskontrolle 
nach dem Gebot von Treu und Glauben. Zur Umwandlungszeit von der 
Planwirtschaft zur Marktwirtschaft, wurde vor dem Hintergrund, dass vielfältige 
Probleme für den Verbraucher – sei es Täuschung, Fälschung, u.v.m. – die 
Wirtschaftslage störten, das chinesische Verbraucherschutzgesetz erlassen. Der 
Gesetzgebungszweck war jedoch nicht die soziale Gerechtigkeit, sondern vor allem 
schnelles Wirtschaftswachstum. Erst kürzlich (2008) hat ein Milchprodukte-Skandal 

                                                 
2 Brandner, FS Hauß, S. 1 ff., 5. 
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in China große Wellen geschlagen. Es scheint nun wirklich die Zeit gekommen, auch 
den Verbraucherschutz ernst zu nehmen. Insbesondere in der Finanz- und 
Kreditbranche herrschen bisher immer noch Staatsunternehmen über den Markt und 
auch im Infrastrukturbereich besitzen Staatsunternehmen eine Monopolposition. Um 
kleine private Unternehmen zu verdrängen, verwenden die Staatsunternehmen 
vorformulierte Vertragsbedingungen fast wie Verwaltungsverordnungen. Zur 
Begründung und Legitimation der AGB-Verwendung werden wirtschaftliche 
Rationalisierungsvorteile herangezogen. Häufig wird jedoch wegen der 
wirtschaftlichen und intellektuellen Macht des Unternehmens das Risiko auf den 
Verbraucher abgewälzt. AGB-Klauseln im Finanz- und Kreditbereich in China zeigen 
die Besonderheit, dass sie einen engen Zusammenhang mit der Verwaltung aufweisen. 
Wegen des besonderen politischen Systems und der Rechtstradition Chinas ist eine 
Gesamtschau – eine begleitende ökonomische und sozialwissenschaftliche 
Untersuchung – beim Konzeptionisieren der verbraucherschützenden AGB-Kontrolle 
unentbehrlich. Beim Entwurf des chinesischen Vertragsgesetzes und Sachengesetzes 
hat China sich das deutsche Zivilrecht zum Vorbild genommen. Aus Sicht der 
Geschichte der Rechtsrezeption und der politischen Entwicklung kann man vermuten, 
dass die deutsche Erfahrung zukünftig noch mehr Einfluss auf China ausüben könnte. 
Trotz heftiger Diskussion zur AGB-Kontrolle in China sind noch Einzelfragen offen 
wie z. B. ein klar formulierter Begriff der Einbeziehungsvoraussetzungen, der 
Gegenstand der Inhaltskontrolle sowie ob bzw. wann Wirksamkeitskontrolle oder 
Inhaltsänderung und der Verbraucherschutz durch AGB-Kontrolle Anwendung finden 
sollen. Die erste Frage die sich stellt, ist wie der chinesische Gesetzgeber die AGB-
Regelungen gestalten soll, gleich gefolgt von der zweiten, wie ein Rechtsstreit 
behandelt werden soll, der das AGB-Recht betrifft, nachdem nun der Finanzmarkt in 
China, nach einem Übergangszeitraum gemäß WTO-Vertrag, auch ausländischen 
Unternehmen zugänglich ist.  
Das Spannungsverhältnis zwischen Privatautonomie und der verbreiteten Anwendung 
von AGB in China bedarf dringend umfassender wie konkreter Überprüfung, und 
speziell einer Überprüfung von Verträgen, die in Form von AGB abgeschlossenen 
werden. Eine insbesondere auf Verbraucherschutz abzielende Inhaltskontrolle, 
einschließlich vollständiger rechtlicher Rahmenbedingungen und eines gewissen 
Spielraums für richterliche Erwägung stellt z. Z. eine wichtige Aufgabe für 
Gesetzgeber, Rechtsprechung und akademische Kreise dar. 
Gang der Untersuchung 
Als Ausgangspunkt wird im ersten Teil die Problematik des AGB-Recht 
rechtswissenschaftlich und ökonomisch dargestellt. Aufgezeigt wird zunächst die 
AGB-rechtliche Konzeption in Verbraucherverträgen in Deutschland sowie auf der 
EU-Ebene. Näher analysiert wird anschließlich die Rechtsgrundlage in China, wobei 
anschließend im zweiten Teil – unter besonderer Berücksichtigung des deutschen 
Ansatzes – auch konkrete Vorschläge zur Modernisierung des CVG bzw. der AGB-
rechtlichen Vorschriften vorgebracht werden. Gemäß den Maßstäben der 
Inhaltskontrolle sowie den Klauselkatalogen nach §§ 308, 309 BGB, wird auf die 
AGB im Bankgeschäft eingegangen, da hier AGB vorherrschen und somit die Gefahr 
der Störung der Vertragsparität besonders groß ist. Auf AGB in 
Verbraucherdarlehensverträgen wird vor allem im dritten Teil ausführlich 
eingegangen. Insbesondere wird die Rechtsprechung hinsichtlich der 
Kontrollfähigkeit von Bankentgelt- und Bankentgeltanpassungsklauseln, einzelner 
Voraussetzungen für das Transparenzgebot und der Angemessenheit überprüft und 
anhand der Differenzierung zwischen Preishaupt- und Preisnebenabrede eingehend 
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untersucht. Der Schwerpunkt der Analyse liegt hier bei der Kontrolle und 
Klauselgestaltung von AGB hinsichtlich der Bankentgelte sowie ihrer Anpassung. 
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